
1 
 

Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange Abwägungsvorschlag 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fachdienst Abwasser 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Das Wort Oberflächenwasser wird durch Niederschlagswasser ersetzt. 
Die beiden Aussagen werden aufeinander abgestimmt, d.h. die 
Festsetzung unter 4.2 des Text Teil B wird übernommen. Das Gleiche 
gilt für das Niederschlagswasser der Zufahrten und Hofflächen, hier wird  
der Text Teil B /4.2 ergänzt. 
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Fachdienst Abwasser 
Das Versickerungsbecken liegt außerhalb des Plangeltungsbereiches, 
wird aber im Lageplan dargestellt. 
 
Für den Plangeltungsbereich wird ein Bodengutachten erstellt, das 
Aussagen zur Versickerung trifft.  
 
Fachdienst Naturschutz 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt:  
Zu 1. 
In Anpassung an die vorhandene Bebauung und die Festsetzungen des 
Bebauungsplanes Nr. 2, Teilbereich I, möchte die Gemeinde ihre 
bebaute Ortslage nach Norden hin durch die Schaffung eines weiteren 
Bauplatzes und einer daran anschließenden Fläche für Maßnahmen, 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft, 
abschließen. Die überbaubare Grundstücksfläche auf dem neuen 
Grundstück, das an der Straße „Am Lausebusch“ liegt, ist im Einklang 
mit den Festsetzungen des Bebauungsplanes 2, Teilbereich I, geplant. 
 
Die Gemeinde erkennt den Konflikt zwischen der überörtlichen Planung 
und der Planung der Gemeinde. Die Gemeinde hat in ihren 
Gemeindegrenzen für ihre Bewohner, aber auch für Bürger, die in Alt-
Mölln wohnen wollen, kaum die Möglichkeit, Bauland zu schaffen. Die 
o.g. Fläche ist eine der wenigen Flächen, die der Gemeinde Alt-Mölln für 
die Schaffung von Wohnraum zur Verfügung stehen. Aufgrund der Lage 
und des Geländes ist eine Bebauung auf diesem Grundstück durchaus 
möglich. Nach Auffassung der Gemeinde ist eine Beeinträchtigung des 
Landschaftsrahmenplanes durch diesen Bauplatz nicht gegeben. Die 
Gemeinde bleibt also deshalb bei der Festlegung der Baufläche. 
Im nördlichen Plangeltungsbereich wird die vorhandene Ackerfläche in 
eine Maßnahmenfläche umgewandelt, um einen landschaftsgerechten 
Übergang zur freien Landschaft herzustellen.  
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Zu 2: 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Es wird ein Bestands-
und Biotoptypenplan mit einer Bewertung erstellt.  
 
Zu 3: 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Die vorhandenen 
Eichen an der östlichen Seite der Straße „Am Lausebusch“ werden im 
Plan unter „Darstellung ohne Normcharakter“ dargestellt.  
 
Zu 4: 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. Es werden nur zwei 
Bäume (Flurstück 47/6) zum Erhalt festgesetzt. Hier werden die 
Baugrenzen, im Bereich der zu erhaltenden Bäume um 3 m verschoben, 
festgesetzt. Vorhandene bauliche Anlagen haben Bestandsschutz, erst 
bei Neuerrichtung bzw. beim Bau von Anbauten im Bereich der Bäume 
sind die Baugrenzen zu beachten. Der „dritte“ Baum (nordwestliche 
Ecke des Flurstücks 47/11, Wendehammer) weist eine geschwächte 
Vitalität auf und wird nicht zum Erhalt festgesetzt.  
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Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
 
Zu 5. 
Die Anregungen werden berücksichtigt. Eine weitere Zufahrt zu der 
Ackerfläche ist nicht erforderlich, da das Geh-, Fahr- und Leitungsrecht, 
außerhalb des Knickschutzstreifens, an die Südseite des neuen 
Grundstücks verlegt wird. Die Baugrenze wird dann geringfügig nach 
Norden verschoben. 
 
Ein zusätzlicher Knickdurchbruch ist dadurch nicht erforderlich.  
 
Der festgesetzte Knickschutzstreifen wird als Fläche für Maßnahmen 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 
Landschaft festgesetzt.  
 
Zu 6: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.  
Bei Abriss, Umbau, Sanierung und Nutzungsänderung von Gebäuden 
im Plangebiet wird der Gebäudebestand von einer qualifizierten 
Fachperson auf Fledermausquartiere in Abstimmung mit der UNB, auf 
Nutzung durch Fledermäuse sowie auf Brutvögel untersucht. 
 
Die Begründung wird durch Aussagen zur Haselmaus ergänzt. 
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Zu 7: 
Die Ausführungen zum Thema Regenwasserbeseitigung werden 
konkretisiert, vgl. Abwägungsvorschlag zur Stellungnahme des 
Fachdienstes Abwasser, auf Seite 1 dieser Abwägungstabelle. 
 
Zu 8: 
Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
 
Städtebau- und Planungsrecht 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
 
Die überbaubare Grundstücksfläche auf dem neuen Grundstück, das an 
der Straße Am Lausebusch liegt, ist im Einklang mit den Festsetzungen 
des Bebauungsplanes 2, Teilbereich I, geplant. 
 
Eine weitere Zufahrt zu der Ackerfläche ist nicht erforderlich, da das 
Geh-, Fahr- und Leitungsrecht, außerhalb des Knickschutzstreifens, an 
die Südseite des neuen Grundstücks verlegt wird. Die Baugrenze wird 
dann geringfügig nach Norden verschoben. 
 
Ein zusätzlicher Knickdurchbruch ist durch Planänderung nicht mehr 
erforderlich. 
 
Die Ausführungen bezüglich des Planverfahrens nach § 13a BauGB 
werden zur Kenntnis genommen. Um weitere Schwierigkeiten zu 
vermeiden wird die Gemeinde das Planverfahren als sogenanntes 
„normales“ Verfahren durchführen.  
 
Zu 1: 
Durch die dezidierte Lärmbetrachtung sowie die Ermittlung der für die 
Bebauungsplanänderung relevanten Festsetzungen in Bezug auf 
Lärmschutz/-vorsorge ist im Ergebnis durch das Gutachten die 
Notwendigkeit entstanden, für Bauflächen Lärmpegelbereiche 
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festzusetzen.  
 
Für die Bebauungsplanänderung bleibt festzuhalten, dass das der 
Lärmbetrachtung zugrunde liegende Konzept auf Basis der 
Lärmbetrachtung bezogen auf die überbaubaren Grundstücksflächen 
innerhalb der festgesetzten Misch- und Wohngebietsflächen 
dahingehend ergänzt werden, dass die ermittelten Lärmpegelbereiche in 
die Planunterlage übernommen werden und die benannten 
überbaubaren Flächen nunmehr in den Lärmpegelbereichen III und IV 
liegen.  
Die Lärmpegelbereiche werden in der Planzeichnung entsprechend 
übernommen und dargestellt.  
 
Zu 2: 
Die Gemeinde wird sich mit dem Gewerbelärm und der Problematik 
dieses Gewerbelärms auseinandersetzen: 
Die in die Begründung übernommenen Passagen des Gutachtens 
werden durch eigenständige Auseinandersetzung mit dem Sachverhalt 
ergänzt.  
In den Text-Teil B wird folgender Hinweis aufgenommen: 
„Im Bereich der durch Gewerbelärm vorbelasteten Grundstücke Am 
Lausebusch 1 - 11 sind gemäß Abwägung der Gemeinde Alt-Mölln 
abweichend von der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes die 
für Mischgebiete geltenden Immissionsanforderungen der TA Lärm 
heranzuziehen.“ 
 
Zu 3. 
Auch bezüglich des Problems mit dem im angrenzenden B-Plan Nr. 4 
festgesetzten kleinflächigen Gewerbegebiet (siehe Ausführungen im 
dritten Absatz auf Seite 30 des Gutachtens) wird die entsprechende 
Textpassage aus dem Gutachten mit einer eigenständigen  
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Auseinandersetzung mit dem Sachverhalt einschließlich Klärung bzw. 
Darlegung, wie sich das aufgezeigte Problem auf der Ebene des B-
Planes Nr. 4 rechtssicher lösen lässt, ergänzt. 
 
Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Zu 4. 
Bezüglich des Straßenverkehrslärms, mit Verweis auf die hohen 
Lärmbelastungen, wird die Gemeinde prüfen, ob sich auf dem 
Grünstreifen an der L 257 östlich der Einmündung der Energiestraße 
eine ca. 2 m hohe Lärmschutzwand errichten lässt.  
 
Die Gemeinde wird eine diesbezügliche Prüfung durchführen und nicht 
nur die Textpassage aus dem Gutachten in die Begründung 
übernehmen. 
 
Variante I: 
Die Gemeinde beschließt, um die Lärmpegel in den ebenerdigen 
Außenwohnbereichen zu mindern im südlichen Plangebiet, an  
der L 257, eine 2 m hohe Lärmschutzwand zu errichten. 
 
Variante II 
Die Gemeinde möchte das Ortsbild nicht beeinträchtigen und die Sicht 
zu der Wohnbaufläche nicht verhindern. 
Die genutzte Außenfläche als Ausstellungsfläche auf dem Grundstück - 
Energiestraße 2 soll nicht zerstört werden. Die Gemeinde hält die 
Errichtung einer Lärmschutzwand für nicht vertretbar. 
 
Westlich der Lärmschutzwand befindet sich die Einmündung der 
Energiestraße in die L 257. Um die Lärmschutzwand zweckbestimmend  
errichten zu können, würde diese in den freizuhaltenden Sichtflächen 
der Einmündung liegen. Um die Sicherheit im Einmündungsbereich zu 
gewährleisten kann die Lärmschutzwand nicht errichtet werden. 
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Danach werden Vorhaben nur zugelassen, wenn sie die Anforderungen 
erfüllen, die in der DIN für den festgesetzten Lärmpegelbereich 
vorgeschrieben sind. Durch diese Festsetzung werden alle, die im 
Plangebiet bauen wollen, deutlich darauf hingewiesen, dass sie mit 
erheblichem Verkehrslärm rechnen müssen und deshalb rechtzeitig an 
die notwendigen Schutzvorkehrungen denken müssen.  
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Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Die in die Begründung übernommenen Passagen des Gutachtens 
werden durch eigenständige Auseinandersetzung mit dem Sachverhalt 
ergänzt.  
In den Text-Teil B wird folgender Hinweis aufgenommen: 
„Im Bereich der durch Gewerbelärm vorbelasteten Grundstücke Am 
Lausebusch 1 - 11 sind gemäß Abwägung der Gemeinde Alt-Mölln 
abweichend von der Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebietes die 
für Mischgebiete geltenden Immissionsanforderungen der TA Lärm 
heranzuziehen.“ 
 
Auch bezüglich des Problems mit dem im angrenzenden B-Plan Nr. 4 
festgesetzten kleinflächigen Gewerbegebiet (siehe Ausführungen im 
dritten Absatz auf Seite 30 des Gutachtens) wird die entsprechende 
Textpassage aus dem Gutachten mit einer eigenständigen 
Auseinandersetzung mit dem Sachverhalt einschließlich Klärung bzw. 
Darlegung, wie sich das aufgezeigte Problem auf der Ebene des B-
Planes Nr. 4 rechtssicher lösen lässt, ergänzt. 
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Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Die gemachten Anregungen werden entsprechend in die Begründung  
aufgenommen.  
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Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Bei der Festlegung von Schallschutzmaßnahmen sind die zu 
erwartenden Verkehrsmengen berücksichtigt worden. 
Bezüglich des Straßenverkehrslärms, mit Verweis auf die hohen 
Lärmbelastungen, hat die Gemeinde geprüft, ob sich auf dem 
Grünstreifen an der L 257 östlich der Einmündung der Energiestraße 
eine ca. 2 m hohe Lärmschutzwand errichten lässt.  
 
Aufgrund der städtebaulichen Anforderungen und der 
Verkehrssicherheit im Einmündungsbereich der Energiestraße / L 257 
wird auf die Errichtung einer Lärmschutzwand verzichtet.  
An den zu errichtenden Gebäuden sind entsprechend passive 
Schallschutzmaßnahmen vorzunehmen. 
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Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt. 
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Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt, siehe Begründung 
Ziffer 9, die mit dem zweiten Absatz dieser Stellungnahme ergänzt wird. 
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Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt: 
Die Maßnahmenfläche befindet sich in privater Hand.  
Durch städtebauliche Verträge mit dem jeweiligen Eigentümer wird die 
Gemeinde absichern, dass die grünordnerischen Maßnahmen 
entsprechend der Festsetzungen des B-Planes umgesetzt werden.   
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Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.  
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Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt:  
Die gemachten Anregungen werden innerhalb der Begründung 
aufgeführt bzw. die Gemeinde wird eine entsprechende Beschilderung 
im Straßenraum durchführen, dies kann aber im Bebauungsplan nicht 
festgesetzt werden.  
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Wird zur Kenntnis genommen, die Anregung in der Stellungnahme vom 
26.03.2008 wurde berücksichtigt. 
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Wird zur Kenntnis genommen und berücksichtigt.  
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Wird zur Kenntnis genommen und wie folgt berücksichtigt:  
Die Gemeinde bleibt bei der Festsetzung unter Ziffer 3.3 „Die 
Dacheindeckungen sind in dunklen Farben zulässig. Hochglänzende 
Dacheindeckungen sind unzulässig.“ Wohngebäude, die bereits mit 
glasierten Pfannen eingedeckt sind, haben Bestandsschutz. Bei 
Neueindeckung vorhandener Wohngebäude sowie bei Neubauten gilt 
die o.g. Festsetzung.     

 


